
die ihm vorschrieb, zum Beginne des folgenden Jahres einen
Entwurf für eine neue, den Anforderungen der Zeit und der
rheinischen Bundesakte entsprechende Verfassung vorzulegen.
Es werden vor allem ins Auge gefaßt: eine Gütervereinigung,
Austeilung von nicht bewirtschaftetem Gemeindeboden und
Zuteilung zu den Häusern, Heranbildung von Prosessionisten,
Aufsicht über die Kirchenvermögen, Abstellung der Landam¬
manngerichte, Einführung von Ortsrichtern, Schutz der Wäl¬
der, Pflege des Obstbaues, Feuerlöschordnung, geordnete Ver¬
lassenschaftsabhandlung, bessere Ausnützung von Torf, Lehm
und Kalk. Damit war dem neuen Landvogt ein reiches Ar¬
beitspensum vorgelegt.

Nun wurde die alte Verfassung aufgehoben und durch
eine neue ersetzt, die aber schon nach zehn Jahren einer besse¬
ren weichen mußte. Das Landammannamt und das Richter¬
kollegium wurden aufgehoben. An die Stelle der Landsge¬
meinden, wo mehrere Dörfer zusammen eine Gemeinde ge¬
bildet hatten, traten nun die einzelnen Dörfer als eigene Ge¬
meinden mit einem Richter, einem Säckelmeister und vier Ge¬
schwornen. Die Richter hatten mit dem Säckelmeister das Ge¬
meindevermögen zu verwalten, die Beobachtung der Gesetze
und die Polizei zu überwachen, die Steuern einzutreiben, die
Exekutionen zu vollziehen und in geringeren Sachen als Rich¬
ter und Vermittler zu walten. Die höhere Gerichtsbarkeit
stand dem Oberamt zu, sowie auch die ganze Staatsverwal¬
tung. Die Wahl sämtlicher Gemeindesunktionäre lag bei der
Bürgerschaft. Diese neue Ordnung mußte, wenn die Gemeinde¬
vorsteher tüchtige Männer waren, für die Entwicklung der
Gemeinden von großem Vorteile werden.

Die Besoldungen der Staatsbeamten, welche mit Ein¬
schluß des fürstlichen Rheinbundsgesandten und des Referenten
in Wien auf die Summe von 3500 fl. berechnet wurden, hatte
das Land auf sich zu nehmen. Anstatt die Staatsgefälle dafür
zu verwenden, wurde indessen ein Fond geschaffen, aus dem
jene Auslagen zu bestreiten waren, welche mit Vorbehalt des
Militäretats, den man früher schon wie die Zinse der Staats¬
schulden durch Steuerumlage deckte, auf 4000 fl. jährlich be¬
rechnet wurden. Zu diesem Fond wurden beigezogen: die Ge¬
richtstaxen (1500 fl.), ein mäßiges Stempelpatent (500 fl.),
die Taxe für die Tafernen (300 fl.), Handels- und Hausierer-
taxen u. dgl. (500 fl.). Der ganze jährliche Bedarf zur Be¬
streitung des Staatshaushaltes, das Militär und die Verzin¬
sung der

'Staatsschulden
mitgerechnet, stieg auf 8—10.000 fl.

Was durch die indirekten Abgaben nicht gedeckt wurde, wurde


